


VERFASSUNGSRAT	KOMMISSION 4








Zusammenfassung der 11. Sitzung


Montag, 20. August 2001











Die Kommission 4 (Ausübung der politischen Rechte, Verfassungsrevision, Übergangsbestimmungen) hielt am Montag, den 2. April 2001, ihre vierte Sitzung ab





Die Kommission hörte Herrn Richard Jordan, Jurist im Oberamt Saane, an. Herr Jordan äusserte sich zu den verschiedenen Wahlmodalitäten (Majorz, Proporz).





Ausserdem hat die Kommission die kommunalen Volksrechte in zweiter Lesung geprüft. Sie bestätigte die Beschlüsse der ersten Lesung (vgl. Sitzung vom 9. Juli 2001).





Die Kommission hielt am Grundsatz fest, dass diese Rechte nicht in Gemeinden eingeführt werden, welche über eine Gemeindeversammlung verfügen, denn tatsächlich handelt es sich dabei um das höchste Organ der Gemeinde, und sie ist zuständig für alle Beschlüsse.





Die Kommission bestätigt also, dass die GemeindebürgerInnen mit einem Generalrat über ein Initiativ- und Referendumsrecht verfügen. Indes werden sie nicht in den Genuss der Volksmotion kommen, welche somit zum zweiten Mal verworfen worden ist. Die Dringlichkeitsklausel kann von den Gemeindebehörden nicht dazu benützt werden, einem referendumspflichtigen Akt das Referendum zu entziehen.





Alle GemeindebürgerInnen können das Petitionsrecht ausüben. Wie im kantonalen Recht sind die Gemeindebehörden verpflichtet, die Petitionen zu beantworten, ohne dass indes eine Frist festgesetzt wurde.





Schliesslich prüfte und genehmigte die Kommission den Zwischenbericht, welcher an der Plenarsitzung vom 28. September 2001 zu präsentieren ist.





An der Sitzung vom 3. September 2001 wird die Kommission Fragen rund um die Wähler behandeln (Alter, Nationalität, aktives und passives Wahlrecht).
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